Amtsbhlatt fiir den Landkreis Starnberg
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V¥ Sitzung des Rechnungsprufungsausschusses

V¥ Sitzung des Jugendhilfeausschusses am
29.11.20M

V¥ Sitzung des Kreisausschusses am 01.12.2011

v Offentliche Bekanntmachung gemaR Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

v Offentliche Bekanntmachung gemaR Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

V¥ Vollzug des Art. 52 Abs. 5 S. 1i.V. m. Abs. 2
Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG);
Auslegungsverfahren zur 8. Anderung der Ver-
ordnung des Landkreises Starnberg Uber das
Landschaftsschutzgebiet , Starnberger See-
Ost” im Zusammenhang mit der Aufstellung
des sachlichen Teilflachennutzungsplans
. Windkraft” der Gemeinde Berg

V¥ Bebauungsplan Nr. 8203 fiir das Gebiet Schiff-
bauerweg, Wiirm- und Berger StraRe, 5. Ande-
rung, als vorhabenbezogener Bebauungsplan
zur Errichtung eines Geschaftshauses mit
Buros, Verkaufsflachen und Gastronomie, Ge-
markung Percha. Ortslbliche Bekanntmachung
des Satzungsbeschlusses

V¥ 1. Teilaufhebung des Bebauungsplanes
. Karolinger StralRe/ Starnberger Weg und
evangelischer Kindergarten” fir den Bereich
der FI.Nrn. 1325/34 bis 1325/37, Gemarkung
Gilching; Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1
BauGB

V¥ Bebauungsplan ,Ehemaliges Raiffeisenlager-
haus — Altenpflegeheim” fir den Bereich Ecke
Welilinger StraRe und Romerstralde fur die
FILNrn. 31/2, 34, 34/1, 204/19 und 204/22,
Gemarkung Gilching; Offentliche Auslegung
gem. § 13ai.V.m.8 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
2. Halbsatz und Nr. 3 2. Halbsatz BauGB

V¥ 1. Teilanderung des Bebauungsplanes ,Bolz-
platz und Kleingarten zwischen Tonwerkstralse
und Bahn im Ortsteil Geisenbrunn’ fir den
Bereich der FI.Nrn. 538/21 Tfl., 561 Tfl., 601/3
Tfl., 601/4 Tfl., 602/1 Tfl., 604 Tfl., 607/2, 608/2,
616 Tfl. und 617 Tfl., Gemarkung Argelsried;
Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1 BauGB

4 Sitzung des Rechnungspriifungs-
ausschusses

Die nachste Sitzung des Rechnungsprifungsaus-
schusses des Landkreises Starnberg findet am
Montag, 28.11.2011 um 15 Uhr im kleinen Sit-
zungssaal des Landratsamtes, Strandbad-
stralBe 2, Zimmer 207 statt. Die Sitzung ist zu-
nachst Offentlich, findet aber — je nach Beschluss -
voraussichtlich unter Ausschluss der Offentlichkeit
statt.

4 Sitzung des Jugendhilfeausschusses am
29.11.2011

Die nachste Sitzung des Jugendhilfeausschusses
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STARNBERG

des Landkreises Starnberg findet statt am Diens-
tag, 29.11.2011 um 15:00 Uhr im grof3en Sit-
zungssaal des Landratsamtes Starnberg

Tagesordnung:

I. Offentliche Sitzung

1. Protokoll der Jugendhilfeausschusssitzung
vom 26. September 2011

2. Fortschreibung der Sportforderungsricht-
linien des Landkreises Starnberg ab
01.01.2012

3. Empfehlungsbeschluss zum Haushaltsplan-
entwurf 2012

4. Zuschussantrage

4.1. Zuschussantrag des Eltern-Kind-Programms
e. V. fur das Jahr 2011

5. Verschiedenes

Il. Nicht o6ffentliche Sitzung

¢ Sitzung des Kreisausschusses am 01.12.2011

Die nachste Sitzung des Kreisausschusses des
Landkreises Starnberg findet statt am Donners-
tag, 01.12.2011 um 14:30 Uhr im grofRen Sit-
zungssaal des Landratsamtes Starnberg

Tagesordnung:

I. Offentliche Sitzung

1. Bekanntgabe der in der letzten nicht offent-
lichen Sitzung gefassten Beschlisse

2. Informationsfreiheitssatzung fur den Land-
kreis Starnberg; Antrag von

vom 15.07.2011 sowie Antrag

der Fraktionen von BUndnis 90/Die Griinen,
SPD, FW, FDP und ODP vom 03.11.2011

3. Vollzug des Bayer. Naturschutzgesetzes;
20. Anderung der Landschaftsschutzver-
ordnung ,Westlicher Teil des Landkreises
Starnberg” im Zusammenhang mit der
Neuaufstellung des Flachennutzungsplans
der Gemeinde Inning a. Ammersee

4. Bodendenkmalpflege im Landkreis
Starnberg

5. Fortschreibung der Sportférderungsricht-
linien des Landkreises Starnberg ab
01.01.2012

6. Bayerische Ehrenamtskarte;
EinfUhrung fir den Landkreis Starnberg

7. Bildung von Haushaltsausgaberesten im
Vermdogenshaushalt aus den
Haushaltsjahren 2010 und 2011

8. Genehmigung von Uber- und auferplan-
maRigen Ausgaben gemaf’ Art. 60 Abs. 1
LKrO fir das Haushaltsjahr 2011 durch den
Kreistag

9. Genehmigung von Uber und aufderplan-
maRigen Ausgaben gemaf’ Art. 60 Abs. 1
LKrO fur das Haushaltsjahr 2011 durch den
Kreisausschuss
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Landratsamt Starnberg

Ausléanderbeirat
Landkreis Starnberg
Sprechstunde

Der Auslanderbeirat im Landkreis Starnberg hat
es sich zur Aufgabe gemacht, alle auslandischen
Mitbiirgerinnen und Mitbirger im Landkreis bei
ihren Anliegen mit Rat und Tat zu unterstiitzen.
Wenn Sie Hilfe brauchen, kénnen Sie sich gerne
jederzeit an den Beirat wenden.

Zudem findet an jedem ersten Donnerstag im
Monat eine Sprechstunde statt.

Niéchster Termin:

Donnerstag, 1. Dezember 2011

16 his 17 Uhr
Zimmer 148 a

Telefon 08151 148-322
www.auslaenderbeirat-
starnberg.de
Landratsamt Starnberg
Strandbadstrale 2
82319 Starnberg

10. Empfehlungsbeschluss zum Haushaltsplan-
entwurf 2012
11. Verschiedenes

Il. Nicht 6ffentliche Sitzung

¢ Offentliche Bekanntmachung gemaR Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 09.11.2011 die Bauge-
nehmigung zum Einbau einer Gaube auf dem
Grundstuck

, er-
teilt. Offentlich-rechtlich geschutzte nachbarliche
Belange werden durch das Vorhaben nicht verletzt.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht Minchen in
80005 Munchen, Postfachanschrift: Postfach

20 05 43, Hausanschrift: Bayerstral3e 30, schriftlich
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschéaftsstelle dieses Gerichts erhoben werden.
Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begrindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in
Abschrift beigefugt werden. Der Klage und allen
Schriftsatzen sollen Abschriften fur die Gbrigen
Beteiligten beigefugt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur
Ausfihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom
22.06.2007 (GVBI S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abge-
schafft. Es besteht keine Maglichkeit, gegen die-
sen Bescheid Widerspruch einzulegen. Die Klage-
erhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail)
ist unzulassig. Kraft Bundesrechts ist bei Rechts-
schutzantragen zum Verwaltungsgericht seit
01.07.2004 grundsatzlich ein Gebulhrenvorschuss
zu entrichten. Die Verfahrensakte kann im Land-
ratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheriger
telefonischer Anmeldung unter 08151-148355 im
Zimmer 269 eingesehen werden.

¢ Offentliche Bekanntmachung gemaR Art. 66
Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)

Das Landratsamt hat am 09.11.2011 die Baugeneh-
migung fur die Erweiterung eines Wohnhauses
und der Erstellung von zwei Gauben auf dem
Grundstuck

, erteilt. Offentlich-
rechtlich geschltzte nachbarliche Belange werden
durch das Vorhaben nicht verletzt.
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Landratsamt Starnberg

Energieberatung
der Verbraucherzentrale Bayern e. V.

Kostenlose telefonische und personliche

Beratung im Landratsamt Starnberg:

Nichster Termin: Donnerstag, 1. Dezember 2011
13.30 bis 14.15 Uhr: telefonische Beratung

14.15 bis 17.30 Uhr: personliche Beratung

Termine unter Telefon 08151 148-442

www. lk-starnberg.de/energieberatung

Landratsamt Starnberg
Strandbadstralle 2 - 82319 Starnberg

Landratsamt Starnberg

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem
Bayerischen Verwaltungsgericht Munchen in
80005 Munchen, Postfachanschrift: Postfach

20 05 43, Hausanschrift: Bayerstrafse 30, schriftlich
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der
Geschaftsstelle dieses Gerichts erhoben werden.
Die Klage muss den Klager, den Beklagten (Frei-
staat Bayern) und den Gegenstand des Klagebe-
gehrens bezeichnen und soll einen bestimmten
Antrag enthalten. Die zur Begriindung dienenden
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben,
der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in
Abschrift beigefligt werden. Der Klage und allen
Schriftsatzen sollen Abschriften fur die Gbrigen
Beteiligten beigeflgt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Durch das Gesetz zur Anderung des Gesetzes zur
Ausflihrung der Verwaltungsgerichtsordnung vom
22.06.2007 (GVBI S. 390) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abge-
schafft. Es besteht keine Maglichkeit, gegen die-
sen Bescheid Widerspruch einzulegen. Die Klage-
erhebung in elektronischer Form (z.B. durch E-Mail)
ist unzulassig. Kraft Bundesrechts ist bei Rechts-
schutzantragen zum Verwaltungsgericht seit
01.07.2004 grundsatzlich ein Geblhrenvorschuss
zu entrichten. Die Verfahrensakte kann im
Landratsamt Starnberg, Kreisbauamt, nach vorheri-
ger telefonischer Anmeldung unter 08151 —
148355 im Zimmer 279 eingesehen werden.

Bekanntmachung des Landkreises Starnberg
sowie der Stadt Starnberg

@ Vollzug des Art. 52 Abs. 5 S. 1i.V. m. Abs. 2
Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG);
Auslegungsverfahren zur 8. Anderung der Ver-
ordnung des Landkreises Starnberg iiber das
Landschaftsschutzgebiet ,Starnberger See-
Ost” im Zusammenhang mit der Aufstellung
des sachlichen Teilflaichennutzungsplans
~Windkraft” der Gemeinde Berg

Die zustandigen Gremien der Stadt Starnberg und
der Gemeinden des Landkreises Starnberg haben
beschlossen, fir ihr jeweiliges Gebiet einen sachli-
chen Teilflachennutzungsplan ,, Windkraft” nach

§ 5 Abs. 2 Buchst. b des Bundesbaugesetzbuchs
(BauGB) mit den Rechtswirkungen des § 35 Abs. 3
Satz 3 BauGB aufzustellen. Aufgrund der gemein-
degebietsubergreifenden Wirkung von Windkraft-
anlagen haben die Stadt Starnberg und die Ge-
meinden des Landkreises dartber hinaus gemafn

§ 204 Abs. 1 Satz 4 BauGB vereinbart, die 14 Teil-
flachennutzungsplane eng miteinander abzustim-
men und diesen eine gemeinsame Konzeption
und Begrindung zugrunde zu legen. Dadurch soll
die Rechtswirkung einer gemeinsamen Flachen-
nutzungsplanung im Sinne des § 204 Abs. 1 BauGB
erreicht werden. Im Rahmen der Flachennutzungs-
planung zur Ausweisung von fur die Errichtung von
Windkraftanlagen geeigneten Konzentrationszonen
wird ein grol3er Teil der unter Landschaftsschutz
stehenden Flachen bereits aus landschaftsschutz-
fremden Erwagungen ausgeschlossen werden
mussen. Zu nennen sind hier beispielsweise Ge-
biete mit ungeeigneten Windverhaltnissen, Min-
destabstande zu besiedelten Bereichen, Flachen
unter luftfahrtrechtlich relevanten Korridoren,
militarische Schutzbereiche, engere Schutzzonen
in Wasserschutzgebieten. Hinzu kommen natur-
schutzrechtlich relevante Ausschlussgebiete wie
insbesondere Naturschutzgebiete,
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Landratsamt Starnberg

Kinder-, Jugend- und
Familienberatungsstelle

Kostenlose Beratung und Hilfe fiir Familien,
Elternpaare, Jugendliche und Kinder.

Alle Mitarbeiter unterliegen der Schweigepflicht.
Telefon 08151 148-388

www. lk-starnberg.de/kijufa

Landratsamt Starnberg

Strandbadstralle 2 - 82319 Starnberg
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Vogelschutzgebiete, gesetzlich geschiitzte Bio-
tope, geschutzte Landschaftsbestandteile, sowie
unter Landschaftsschutz stehende , Tabuzonen”
innerhalb des Geltungsbereichs einer Landschafts-
schutzverordnung. Der Entwurf des Teilflachennut-
zungsplans der Gemeinde Berg sieht die Aus-
weisung einer Konzentrationsflache fur die Er-
richtung von Windkraftanlagen im Bereich der sog.
.Wadlhauser Graben” vor. Die Flache liegt im
Geltungsbereich der Verordnung des Landkreises
Starnberg Uber das Landschaftsschutzgebiet

. Starnberger See-Ost”. Die planungsrechtlichen
Darstellungen solcher Flachen im Flachennut-
zungsplan widersprechen jedoch dem Schutz-
zweck der Landschaftsschutzverordnung, der
damit den Darstellungen eines Flachennutzungs-
planes als rechtliches Hindernis entgegensteht.
Diesen Normenkonflikt gilt es bis zum Inkraft-
treten des Teilflachennutzungsplans aufzuldsen. In
§ 2 der Landschaftsschutzverordnung soll eine Art
., Privilegierungstatbestand” flr die Errichtung von
Windkraftanlagen innerhalb der von den Gemein-
den im Rahmen sachlicher Teilnutzungsplane dar
gestellten Konzentrationsflachen fur Windkraft auf-
genommen werden. Das betreffende Gebiet ver
bleibt also weiterhin unter Landschaftsschutz,
allein die Errichtung von Windkraftanlagen soll dort
ausnahmsweise moglich sein. Diese ,,Privilegie-
rung” ist aufgrund des offentlichen Interesses an
der Erreichung der Klimaschutzziele durch Forde-
rung der Stromerzeugung aus erneuerbaren
Energiequellen gerechtfertigt. Anders als bei
anderen Arten erneuerbarer Energien, die Uber
einzelne Bebauungsplane ermoglicht werden
konnen, ist bei Windkraftanlagen aufgrund ihrer
Uberortlichen Wirkung nur eine Standortbenen-
nung Uber die Ausweisung von Konzentrations-
flachen sinnvoll. Im Rahmen der gemeindlichen
Planung wurden die landschaftsschutzrechtlichen
. labuzonen” der Ufer- und Hochuferbereiche des
Starnberger Sees, der Moorlandschaften im Be-
reich Allmannshauser und Bachhauser Filz sowie
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des Halsbach-/LuRRbachtals von vornherein ausge-
nommen. Das Landratsamt Starnberg leitet hier
mit das erforderliche naturschutzrechtliche An-
derungsverfahren nach 8 26 BNatSchG i. V. m.
Art. 52 BayNatSchG ein. Der Entwurf der An-
derungsverordnung und der Schutzgebietskarten
im Mal3stab 1:10.000 und 1:75.000 liegen in der
Zeit vom 02.12.2011 bis einschlieRlich 03.01.2012
wahrend der Dienststunden im Landratsamt
Starnberg, StrandbadstraRe 2, 82319 Starn-
berg, Zimmer 290, im Stadtbauamt, Vogel-
anger 2, 82319 Starnberg, Zimmer 309 und im
Rathaus der Gemeinde Berg, Ratsgasse 1,
82335 Berg, Zimmer 14, zur offentlichen
Einsichtnahme aus. Wahrend der Auslegungsfrist
konnen Bedenken und Anregungen vorgebracht
werden.

Landratsamt Starnberg — Karl Roth

Stadt Starnberg — F. Pfaffinger, Erster Blrgermeister

Anlagen:

Entwurf des Verordnungstextes

Entwurf der Schutzgebietskarten im Malstab
1:10.000 und 1:75.000

Entwurf

8. Verordnung
zur Anderung der Verordnung des Landkreises
Starnberg liber das Landschaftsschutzgebiet
~Starnberger See-Ost”

Auf Grund von § 22 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes
Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundes-
naturschutzgesetz — BNatSchG) vom 29. Juli 2009
(BGBI I S. 2542) in Verbindung mit Art. 12 Abs. 1
und Art. 51 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 des
Gesetzes Uber den Schutz der Natur, die Pflege
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der Landschaft und die Erholung in der freien
Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz — BayNat-
SchG) vom 23. Februar 2011 (GVBI 2011, S. 82,
BayRS 791-1-UG), erlasst der Landkreis Starnberg
folgende

Verordnung:

§1

Die Verordnung des Landkreises Starnberg tber
das Landschaftsschutzgebiet “Starnberger See-
Ost” vom 5.3.1979 (Amtsblatt fur den Landkreis
Starnberg Nr. 12 vom 29. Marz 1979) wird wie
folgt geandert:

Nach 8§ 2 Satz 1 der Verordnung werden folgende
Satze 2 — 4 angefugt:

.2Eine Veranderung in diesem Sinne liegt nicht vor
bei der Errichtung von Windkraftanlagen innerhalb
der von der Gemeinde Berg im Rahmen sachlicher
Teilflachennutzungsplane mit den Rechtswirkun-
gen des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB fir die
Nutzung der Windenergie dargestellten, in den
Karten (Anlagen) MaRstab (M) 1:10.000 und
1:75.000 zu dieser Anderungsverordnung umrisse-
nen Konzentrationsflache. 3Die Karten sind
Bestandteil dieser Verordnung. *MaRgebend fiir
den Grenzverlauf ist die Eintragung in die Karte M
1:10.000.”

§2
Im Gbrigen Bereich gelten die Regelungen dieser
Verordnung fort.

§3
Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer
Bekanntmachung in Kraft.

Starnberg,
Landkreis Starnberg
Karl Roth, Landrat
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Landratsamt Starnberg

Entwurf

Schutzgebiets- und Ubersichtskarte

zur 8. Verordnung zur Anderung der Verordnung des
Landkreises Starnberg iiber das Landschaftsschutzgebiet
"Starnberger See Ost"

(Sachlicher Teilflachennutzungsplan "Windkraft"
der Gemeinde Berg)

Legende

m LSG - Bestand
L

LSG - Konzentrationsflache WKA

Flurstiicke

_: Gemarkung N

Gemeinde w .

0 125 250 S 500
00 _;— m
- ghasen § 96222 "2\ [\ }

Farchacly
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Karl Roth,
Landrat

Starnberg, den ......

Kartenerstellung:
Landratsamt Starnberg, Geo-Service / UNB
Kartengrundlage: DFK, DTK 100, Geodaten GeoLIS ——_

© Nutzung der g <°:)

der Bayer.

Hinweis:

Eine Verletzung der Vorschriften des Art. 52 Abs. 1
bis 6 BayNatSchG ist unbeachtlich, wenn sie nicht
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung die-
ser Rechtsverordnung schriftlich unter Angabe der
Tatsachen, die die Verletzung begriinden sollen,
beim Landratsamt Starnberg geltend gemacht
wird (vgl. Art. 52 Abs. 7 Satz 1 BayNatSchG).

Landratsamt Starnberg — Karl Roth, Landrat

Bekanntmachung der Stadt Starnberg

4 Bebauungsplan Nr. 8203 fiir das Gebiet
Schiffbauerweg, Wiirm- und Berger StrafRe,

5. Anderung, als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan zur Errichtung eines Geschafts-
hauses mit Biiros, Verkaufsflachen und Gastro-
nomie, Gemarkung Percha. Ortsiibliche
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses

Der Bau- und Umweltausschuss hat am 15.09.2011
den Bebauungsplan in der Fassung 23.08.2011 als
Satzung beschlossen, was hiermit ortstblich be-
kannt gemacht wird. Der Bebauungsplan mit
Begrindung wird wahrend der allgemeinen
Sprechzeiten im Rathaus Starnberg, Vogelanger
2, Zimmer 311, zu jedermanns Einsicht bereitge-
halten; Uber den Inhalt wird auf Verlangen
Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan tritt mit
dieser Bekanntmachung in Kraft.

Hinweise:

Gemal’ &8 215 Abs. 1 des Baugesetzbuches wer
den eine beachtliche Verletzung von Verfahrens-
und Formvorschriften, eine beachtliche Verletzung
der Vorschriften Uber das Verhaltnis des Bebau-
>>>
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ungsplans und des Flachennutzungsplans sowie
beachtliche Mangel des Abwagungsvorgangs
beim Zustandekommen eines Bebauungsplanes
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von 1 Jahr
seit Bekanntmachung des Bebauungsplanes
schriftlich gegentber der Stadt Starnberg unter
Darlegung des die Verletzung begriindenden
Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Auf
die Vorschriften des 8 44 Abs. 3 Satze 1 und 2
sowie des Abs. 4 des Baugesetzbuches Uber die
Geltendmachung von Entschadigungsansprichen
durch Antrag an die Stadt Starnberg sowie auf das
mogliche Erléschen dieser Entschadigungsan-
spriche, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist
von 3 Jahren gestellt wird, wird hingewiesen.

Starnberg, 18.11.2011

Stadt Starnberg — F. Pfaffinger, Erster Biirgermeister

Bekanntmachungen der Gemeinde Gilching

@ 1.Teilaufhebung des Bebauungsplanes
~Karolinger StralRe/ Starnberger Weg und
evangelischer Kindergarten” fiir den Bereich
der FI.Nrn. 1325/34 bis 1325/37, Gemarkung
Gilching; Satzungsbeschluss gem. 8 10 Abs. 1
BauGB

Der Haupt- und Bauausschuss des Gemeinderates
hat in seiner Sitzung am 14.11.2011 o.g. Bebau-
ungsplanteilaufhebung als Satzung beschlossen.
Gem. 8 10 Abs. 2 BauGB bedurfen Bebauungs-
plane (einschl. Teilaufhebungen), die aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt sind, keiner
Genehmigung durch die hohere Verwaltungs-
behorde. Der Satzungsbeschluss ist somit nach

§ 10 Abs. 3 S. 1 BauGB ortsublich bekannt zu

machen. Die Bebauungsplanteilaufhebung liegt

einschlief3lich Begriindung ab Veréffentlichung
dieser Bekanntmachung im Bauamt der Ge-
meinde Gilching, Rudolf-Diesel-StraRe 5/1. OG,

Zimmer 3, wiahrend der allgemeinen Dienst-

stunden offentlich aus und kann dort eingesehen

werden. Gemald § 10 Abs. 3 S. 4 BauGB tritt die

Bebauungsplanteilaufhebung mit dieser Bekannt-

machung in Kraft. Nach 8 215 Abs. 1 BauGB ist

eine Verletzung von Vorschriften beim Zustande-
kommen eines Bebauungsplanes (einschl. Teilauf-
hebungen) unbeachtlich, wenn sie im Falle:

- einerVerletzung derin § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften,

- einer unter BerUcksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtlichen Verletzung der Vorschriften

Uber das Verhaltnis des Bebauungsplanes
(einschl. Teilaufhebungen) und des Flachennut-
zungsplanes und/oder
- von nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtli-
chen Mangeln des Abwagungsvorganges nicht
schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Bebauungsplanes (einschl. Teil-
aufhebungen) gegenlber der Gemeinde unter
Darlegung des die Verletzung begrindenden
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 S. 1 und 2
BauGB Uber die fristgerechte Geltendmachung
etwaiger Entschadigungsanspriche durch Antrag
an den Entschadigungspflichtigen (8 43 BauGB) im
Falle der in den 88 39 - 42 BauGB bezeichneten
Vermaogensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4
BauGB magliche Erléschen der Anspriche, wenn
der Antrag nicht innerhalb der Frist von 3 Jahren
gestellt wird, wird hingewiesen.

Gilching, 15.11.2011

Gemeinde Gilching — M. Walter, Erster Biirgermeister

¢ Bebauungsplan ,Ehemaliges Raiffeisen-
lagerhaus - Altenpflegeheim” fiir den Bereich
Ecke WeRlinger StraBe und RomerstraRe fiir
die FI.Nrn. 31/2, 34, 34/1, 204/19 und 204/22,
Gemarkung Gilching; Offentliche Auslegung
gem. 8 13ai.V.m.§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2

2. Halbsatz und Nr. 3 2. Halbsatz BauGB

Der Gemeinderat hatte in seiner Sitzung vom
21.09.2010 die Aufstellung des Bebauungsplanes
., Ehemaliges Raiffeisenlagerhaus — Altenpflege-
heim” beschlossen. Durch den Haupt- und
Bauausschuss des Gemeinderates wurde in sei-
ner Sitzung vom 14.11.2011 die Entwurfsplanung
i.d.Fv. 14.11.2011 inhaltlich gebilligt. Der Entwurf
0.g. Bebauungsplanes (einschlieRlich Begriindung)
liegt in der Zeit vom 01. Dezember 2011 bis ein-
schlieBlich 02. Januar 2012 wahrend der allge-
meinen Dienststunden im Bauamt der Ge-
meinde Gilching, Rudolf-Diesel-Stra3e 5/1. OG,
Zimmer 3 offentlich aus. Wahrend der Ausle-
gungsfrist konnen Stellungnahmen vorgebracht
werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen konnen bei der Beschlussfassung tber
den Bauleitplan unbertcksichtigt bleiben. In die
Frist fallende allgemein arbeitsfreie Tage, also auch
Feiertage und andere Tage, an denen das Rathaus
inkl. Bauamt der Gemeinde Gilching geschlossen
ist, sowie offizielle Ferientage sind flr den Frist-
lauf unschadlich. Ein Antrag nach 8 47 VwGO ist
unzulassig, soweit mit ihm Einwendungen geltend

gemacht werden, die vom Antragsteller im Rah-
men der Auslegung nicht oder verspatet geltend
gemacht wurden, aber hatten geltend gemacht
werden konnen. Eine Umweltvertraglichkeits-
prufung nach dem UVPG sowie eine Umwelt-
prufung nach dem BauGB werden nicht durchge-
fahrt. Umweltbezogene Informationen sind den
Ausfihrungen der Planbegrindung insbesondere
unter dem Punkt ,, Grinordnungsplan” entnehm-
bar.

Gilching, 15.11.2011

Gemeinde Gilching — M. Walter, Erster Biirgermeister

¢ 1.Teilanderung des Bebauungsplanes
~Bolzplatz und Kleingarten zwischen Tonwerk-
straBe und Bahn im Ortsteil Geisenbrunn” fiir
den Bereich der FI.Nrn. 538/21 Tfl., 561 Tfl.,
601/3 Tfl., 601/4 Tfl., 602/1 Tfl., 604 Tfl., 607/2,
608/2, 616 Tfl. und 617 Tfl., Gemarkung Argels-
ried; Satzungsbeschluss gem. § 10 Abs. 1
BauGB

Der Haupt- und Bauausschuss des Gemeinderates
hat in seiner Sitzung am 14.11.2011 o.g. Bebau-
ungsplanteilanderung als Satzung beschlossen.
Gem. 8 10 Abs. 2 BauGB bedirfen Bebauungs-
plane (einschl. Teilanderungen), die aus dem
Flachennutzungsplan entwickelt sind, keiner Ge-
nehmigung durch die héhere Verwaltungsbehorde.
Der Satzungsbeschluss ist somit nach § 10 Abs. 3
S. 1 BauGB ortsublich bekannt zu machen. Die
Bebauungsplanteilanderung liegt einschlief3lich
Begriindung ab Veroffentlichung dieser Bekannt-
machung im Bauamt der Gemeinde Gilching,
Rudolf-Diesel-StraRe 5/I. OG, Zimmer 3, wah-
rend der allgemeinen Dienststunden 6ffentlich aus
und kann dort eingesehen werden. Gemal3 § 10
Abs. 3 S. 4 BauGB tritt die Bebauungsplanteil-
anderung mit dieser Bekanntmachung in Kraft.
Nach & 215 Abs. 1 BauGB ist eine Verletzung

von Vorschriften beim Zustandekommen eines

Bebauungsplanes (einschl. Teilanderungen) unbe-

achtlich, wenn sie im Falle:

- einer Verletzung derin 8 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1
bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und
Formvorschriften,

- einer unter Berucksichtigung des 8 214 Abs. 2
BauGB beachtlichen Verletzung der Vorschriften
Uber das Verhaltnis des Bebauungsplanes
(einschl. Teilanderungen) und des Flachennut-
zungsplanes und/oder

- von nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtli-
chen Mangeln des Abwagungsvorganges nicht

Landratsamt Starnberg

schriftlich innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung des Bebauungsplanes (einschl. Teil-
anderungen) gegenlber der Gemeinde unter
Darlegung des die Verletzung begriindenden
Sachverhalts geltend gemacht worden ist.
Auf die Vorschriften des 8 44 Abs. 3 S. 1 und 2
BauGB uber die fristgerechte Geltendmachung
etwaiger Entschadigungsanspriche durch Antrag
an den Entschadigungspflichtigen (8 43 BauGB) im
Falle der in den 88 39 - 42 BauGB bezeichneten
Vermdgensnachteile und auf das nach § 44 Abs. 4
BauGB magliche Erléschen der Anspriche, wenn
der Antrag nicht innerhalb der Frist von 3 Jahren
gestellt wird, wird hingewiesen.

Gilching, 15.11.2011

Gemeinde Gilching — M. Walter, Erster Biirgermeister
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Landratsamt Starnberg

Einfach mehr Service!
|

Besuchen Sie unseren BiirgerService im
Landratsamt Starnberg.

Fiir zahlreiche Dienstleistungen steht lhnen unser
Team von Montag bis Donnerstag von 7 bis 18 Uhr
und am Freitag von 7 bis 16 Uhr zur Verfligung.
Mehr Informationen tber den BiirgerService
erhalten Sie beim Landratsamt oder im Internet
unter www.landkreis-starnberg.de

DasTeam des BiirgerService freut sich auf lhren
Besuch.

ALY

Landratsamt Starnberg
Strandbadstral3e 2 - 82319 Starnberg
Telefon 08151 148-148

buergerservice @LRA-starnberg.de
www.landkreis-starnberg.de
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	Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 29.11.2011
	Sitzung des Kreisausschusses am 01.12.2011
	Öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
	Öffentliche Bekanntmachung gemäß Art. 66Abs. 2 Satz 4 Bayerische Bauordnung (BayBO)
	Vollzug des Art. 52 Abs. 5 S. 1 i. V. m. Abs. 2 Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG); Auslegungsverfahren zur 8. Änderung der Ver-ordnung des Landkreises Starnberg über das Landschaftsschutzgebiet „Starnberger See-Ost“ im Zusammenhang mit der Aufstellung des sachlichen Teilflächennutzungsplans„Windkraft“ der Gemeinde Berg
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